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 in der Erwägung, dass der Austausch innerstaatlicher Rechts- und sonstiger Vorschriften und Ver-
fahren bezüglich des Transfers von Waffen, militärischem Gerät sowie Gütern und Technologien mit dop-
peltem Verwendungszweck zum gegenseitigen Verständnis und Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten 
beiträgt, 
 überzeugt, dass ein derartiger Austausch für die Mitgliedstaaten, die derzeit solche Rechtsvorschrif-
ten ausarbeiten, vorteilhaft wäre, 
 unter Begrüßung der vom Sekretariats-Büro für Abrüstungsfragen eingerichteten elektronischen 
Datenbank, in der alle gemäß den Resolutionen der Generalversammlung 57/66 vom 22. November 2002, 
58/42 vom 8. Dezember 2003, 59/66 vom 3. Dezember 2004, 60/69 vom 8. Dezember 2005, 62/26 vom 
5. Dezember 2007, 64/40 vom 2. Dezember 2009 und 66/41 vom 2. Dezember 2011 mit dem Titel „Natio-
nale Rechtsvorschriften über den Transfer von Waffen, militärischem Gerät sowie Gütern und Technologien 
mit doppeltem Verwendungszweck“ ausgetauschten Informationen abgerufen werden können, 
 sowie unter Begrüßung der Verabschiedung des Vertrags über den Waffenhandel129, mit dem die 
höchstmöglichen gemeinsamen internationalen Normen für die Regelung des internationalen Handels mit 
konventionellen Waffen geschaffen werden und der die Vertragsstaaten verpflichtet, einen Erstbericht über 
die innerstaatlichen Gesetze und sonstigen Vorschriften sowie die Maßnahmen vorzulegen, die zur Durch-
führung des Vertrags erlassen beziehungsweise ergriffen wurden, 
 in der Erwägung, dass die von dem Büro für Abrüstungsfragen eingerichtete elektronische Daten-
bank weiter von zusätzlichem Nutzen sein wird, solange der Vertrag noch nicht in Kraft getreten ist, 
 in Bekräftigung des naturgegebenen Rechts zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung 
nach Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen, 
 1. bittet die Mitgliedstaaten, die dazu in der Lage sind, unbeschadet der Bestimmungen in Reso-
lution 1540 (2004) des Sicherheitsrats vom 28. April 2004 und in späteren einschlägigen Ratsresolutionen 
innerstaatliche Rechts- und sonstige Vorschriften und Verfahren zu erlassen oder zu verbessern, um eine 
wirksame Kontrolle über den Transfer von Waffen, militärischem Gerät sowie Gütern und Technologien 
mit doppeltem Verwendungszweck auszuüben, und gleichzeitig sicherzustellen, dass diese Rechts- und 
sonstigen Vorschriften und Verfahren mit den Verpflichtungen der Vertragsstaaten aus den internationalen 
Verträgen, wie dem Vertrag über den Waffenhandel129, übereinstimmen; 
 2. legt den Mitgliedstaaten nahe, dem Generalsekretär auf freiwilliger Basis Informationen über 
ihre innerstaatlichen Rechts- und sonstigen Vorschriften und Verfahren bezüglich des Transfers von Waffen, 
militärischem Gerät sowie Gütern und Technologien mit doppeltem Verwendungszweck und über daran 
vorgenommene Änderungen zu übermitteln, und ersucht den Generalsekretär, den Mitgliedstaaten diese 
Informationen zugänglich zu machen; 
 3. beschließt, der Angelegenheit weiterhin Aufmerksamkeit zu widmen. 

RESOLUTION 68/45 

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 5. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/411, Ziff. 70)130. 

68/45. Durchführung des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, 
Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zum Thema der chemischen Waffen, insbesondere die 
ohne Abstimmung verabschiedete Resolution 67/54 vom 3. Dezember 2012, in der sie mit Anerkennung 
von den laufenden Bemühungen Kenntnis genommen hat, die im Hinblick auf die Verwirklichung des Ziels 

______________ 
129 Siehe Resolution 67/234 B. Amtliche deutschsprachige Fassungen des Vertrags: dBGBl. 2013 II S. 1426; öBGBl. III 
Nr. 116/2014. 
130 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von Polen. 
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und Zwecks des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung und des Ein-
satzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen131 durchgeführt werden, 

 entschlossen, das wirksame Verbot der Entwicklung, der Herstellung, des Erwerbs, des Transfers, 
der Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen sowie ihre Vernichtung herbeizuführen, 

 feststellend, dass seit der Verabschiedung der Resolution 67/54 zwei weitere Staaten, nämlich die 
Arabische Republik Syrien und Somalia, dem Übereinkommen beigetreten sind, womit die Gesamtzahl der 
Vertragsstaaten des Übereinkommens nunmehr 190 beträgt, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht der Mission der Vereinten Nationen zur Untersuchung von 
Vorwürfen über den Einsatz chemischer Waffen in der Arabischen Republik Syrien über den mutmaßlichen 
Einsatz chemischer Waffen im Gebiet Ghouta von Damaskus am 21. August 2013132, in dem die Mission zu 
der Schlussfolgerung gelangte, dass in dem anhaltenden Konflikt zwischen den Parteien in der Arabischen 
Republik Syrien in verhältnismäßig großem Umfang chemische Waffen eingesetzt wurden, auch gegen 
Zivilpersonen und unter ihnen Kinder, 

 unter entschiedenster Verurteilung des Einsatzes chemischer Waffen, 

 Kenntnis nehmend von dem Beschluss EC-M-33/DEC.1 des Exekutivrats der Organisation für das 
Verbot chemischer Waffen vom 27. September 2013 sowie von Resolution 2118 (2013) des Sicherheitsrats 
desselben Datums, 

 in Bekräftigung der Wichtigkeit der Ergebnisse der vom 8. bis 19. April 2013 in Den Haag abgehal-
tenen Dritten Sondertagung der Konferenz der Vertragsstaaten zur Überprüfung der Wirkungsweise des 
Chemiewaffenübereinkommens (die Dritte Überprüfungskonferenz), einschließlich des Konsensschluss-
berichts, in dem die Konferenz auf alle Aspekte des Übereinkommens einging und wichtige Empfehlungen 
für seine weitere Durchführung abgab, 

 betonend, dass die Dritte Überprüfungskonferenz die Tatsache begrüßte, dass das Übereinkommen 
eine einzigartige multilaterale Übereinkunft ist, die eine ganze Kategorie von Massenvernichtungswaffen 
auf nichtdiskriminierende und verifizierbare Weise unter strenger und wirksamer internationaler Kontrolle 
verbietet, und mit Befriedigung feststellte, dass das Übereinkommen nach wie vor einen bemerkenswerten 
Erfolg und ein Vorbild für wirksamen Multilateralismus darstellt, 

 davon überzeugt, dass das Übereinkommen 16 Jahre nach seinem Inkrafttreten seine Rolle als die 
völkerrechtliche Norm gegen Chemiewaffen gefestigt hat und einen bedeutenden Beitrag darstellt 

 a) zum Weltfrieden und zur internationalen Sicherheit, 

 b) zur Beseitigung der Chemiewaffen und zur Verhütung ihres Wiederauftretens, 

 c) zum letztendlichen Ziel der allgemeinen und vollständigen Abrüstung unter strenger und wirk-
samer internationaler Kontrolle, 

 d) zu dem Ziel, im Interesse der gesamten Menschheit die Möglichkeit des Einsatzes chemischer 
Waffen vollständig auszuschließen, 

 e) zur Förderung der internationalen Zusammenarbeit und des Austauschs wissenschaftlicher und 
technischer Informationen zu friedlichen Zwecken im Bereich der Tätigkeiten auf chemischem Gebiet zwi-
schen Vertragsstaaten, um die wirtschaftliche und technologische Entwicklung aller Vertragsstaaten voran-
zutreiben, 

 1. betont, dass die Universalität des Übereinkommens über das Verbot der Entwicklung, Herstel-
lung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waffen131 für die 
Verwirklichung seines Ziels und Zwecks und für die Stärkung der Sicherheit der Vertragsstaaten sowie für 

______________ 
131 United Nations, Treaty Series, Vol. 1974, Nr. 33757. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1994 II S. 806; LGBl. 
1999 Nr. 235; öBGBl. III Nr. 38/1997; AS 1998 335. 
132 A/67/997-S/2013/553. 
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den Weltfrieden und die internationale Sicherheit von grundlegender Bedeutung ist, unterstreicht, dass die 
Ziele des Übereinkommens nicht voll verwirklicht werden, solange es auch nur einen Staat gibt, der nicht 
Vertragspartei des Übereinkommens ist und solche Waffen besitzen oder erwerben könnte, und fordert alle 
Staaten auf, sofern sie es nicht bereits getan haben, unverzüglich Vertragsparteien des Übereinkommens zu 
werden; 

 2. unterstreicht, dass die volle, wirksame und nichtdiskriminierende Durchführung aller Artikel 
des Übereinkommens wesentlich zum Weltfrieden und zur internationalen Sicherheit beiträgt, indem die 
vorhandenen Bestände chemischer Waffen beseitigt und der Erwerb und der Einsatz chemischer Waffen 
verboten werden, und Hilfe und Schutz für den Fall des Einsatzes oder der Androhung des Einsatzes che-
mischer Waffen sowie internationale Zusammenarbeit für friedliche Zwecke bei den Tätigkeiten auf chemi-
schem Gebiet vorsieht; 

 3. stellt fest, dass sich der wissenschaftliche und technologische Fortschritt auf die wirksame 
Durchführung des Übereinkommens auswirkt, und wie wichtig es ist, dass die Organisation für das Verbot 
chemischer Waffen und ihre richtliniengebenden Organe diese Entwicklungen gebührend berücksichtigen; 

 4. bekräftigt, dass für die Verwirklichung des Ziels und Zwecks des Übereinkommens die Ver-
pflichtung der Vertragsstaaten unabdingbar ist, die Vernichtung von Beständen chemischer Waffen sowie 
die Vernichtung oder Umstellung der Einrichtungen zur Herstellung chemischer Waffen abzuschließen, im 
Einklang mit den Bestimmungen des Übereinkommens und dem Anhang über die Durchführung und Veri-
fikation (Verifikationsanhang) und unter Verifikation durch das Technische Sekretariat der Organisation für 
das Verbot chemischer Waffen; 

 5. betont, wie wichtig es für das Übereinkommen ist, dass alle Staaten, die chemische Waffen, 
Einrichtungen zur Herstellung chemischer Waffen oder Einrichtungen zur Entwicklung chemischer Waffen 
besitzen, einschließlich derjenigen Staaten, die zu einem früheren Zeitpunkt den Besitz chemischer Waffen 
gemeldet haben, sich unter den Vertragsstaaten des Übereinkommens befinden, und begrüßt Fortschritte in 
dieser Hinsicht; 

 6. weist darauf hin, dass die vom 8. bis 19. April 2013 in Den Haag abgehaltene Dritte Sonderta-
gung der Konferenz der Vertragsstaaten zur Überprüfung der Wirkungsweise des Chemiewaffenüberein-
kommens (die Dritte Überprüfungskonferenz) ihre Besorgnis darüber geäußert hat, dass der Generaldirek-
tor der Organisation für das Verbot chemischer Waffen in seinem gemäß Ziffer 2 des Beschlusses 
C-16/DEC.11 der Konferenz der Vertragsstaaten auf ihrer sechzehnten Tagung vom 1. Dezember 2011 vor-
gelegten Bericht an den Exekutivrat der Organisation auf seiner achtundsechzigsten Tagung feststellte, dass 
drei Chemiewaffen besitzende Vertragsstaaten, nämlich Libyen, die Russische Föderation und die Vereinig-
ten Staaten von Amerika, nicht in der Lage waren, die bis zum 29. April 2012 verlängerte endgültige Frist 
für die Vernichtung ihrer Bestände an chemischen Waffen vollständig einzuhalten, und dass sie sich außer-
dem entschlossen äußerte, dass die Vernichtung aller Kategorien von chemischen Waffen in der kürzest-
möglichen Zeit und im Einklang mit den Bestimmungen des Übereinkommens und des Verifikationsan-
hangs und unter voller Anwendung der gefassten einschlägigen Beschlüsse abgeschlossen werden soll; 

 7. stellt mit Besorgnis fest, dass die internationale Gemeinschaft nicht nur dadurch gefährdet ist, 
dass Staaten chemische Waffen herstellen, erwerben und einsetzen könnten, sondern auch dadurch, dass nicht-
staatliche Akteure, einschließlich Terroristen, chemische Waffen herstellen, erwerben und einsetzen könnten, 
beides Besorgnisse, anhand deren die Notwendigkeit des weltweiten Beitritts zu dem Übereinkommen ebenso 
wie der hohe Bereitschaftsgrad der Organisation für das Verbot chemischer Waffen deutlich werden, und be-
tont, dass die volle und wi rksame Durchführung aller Bestimmungen des Übereinkommens, einschließlich 
derjenigen über innerstaatliche Durchführungsmaßnahmen (Artikel VII) und über Hilfeleistung und Schutz 
(Artikel X), ein wichtiger Beitrag zu den Anstrengungen ist, die die Vereinten Nationen im weltweiten Kampf 
gegen den Terrorismus in all seinen Arten und Erscheinungsformen unternehmen; 

 8. betont, dass die vollständige Durchführung der Bestimmungen des Übereinkommens auf na-
tionaler Ebene, einschließlich der zeitnahen Vorlage genauer und vollständiger Meldungen im Einklang mit 
den Bestimmungen des Übereinkommens und der Aktualisierung dieser Meldungen, für die Gewährleis-
tung der Effizienz und Wirksamkeit des durch das Übereinkommen geschaffenen Regimes von grundle-
gender Bedeutung ist; 
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 9. stellt fest, dass die wirksame Anwendung des Verifikationssystems Vertrauen hinsichtlich der 
Einhaltung des Übereinkommens durch die Vertragsstaaten schafft; 

 10. betont, welche wichtige Rolle der Organisation für das Verbot chemischer Waffen dabei zu-
kommt, die Einhaltung der Bestimmungen des Übereinkommens zu verifizieren und die fristgerechte und 
effiziente Verwirklichung aller seiner Ziele zu fördern; 

 11. fordert alle Vertragsstaaten des Übereinkommens nachdrücklich auf, ihren Verpflichtungen 
nach dem Übereinkommen voll und fristgerecht nachzukommen und die Organisation für das Verbot che-
mischer Waffen bei ihren Umsetzungstätigkeiten zu unterstützen; 

 12. begrüßt die Fortschritte, die bei den innerstaatlichen Durchführungsmaßnahmen bezüglich der 
Verpflichtungen nach Artikel VII erzielt wurden, lobt die Vertragsstaaten und das Technische Sekretariat für 
die Unterstützung, die sie anderen Vertragsstaaten auf Antrag bei der Durchführung der Folgemaßnahmen 
zu dem die Verpflichtungen nach Artikel VII betreffenden Aktionsplan gewähren, fordert die Vertragsstaa-
ten, die ihre Verpflichtungen nach Artikel VII nicht erfüllt haben, nachdrücklich auf, diesen im Einklang 
mit ihren verfassungsrechtlichen Verfahren ohne weiteren Verzug nachzukommen, und stellt fest, dass die 
Dritte Überprüfungskonferenz vermerkte, dass sich die Vertragsstaaten darauf verpflichteten, nach Maßga-
be der verfassungsrechtlichen Verfahren die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um ihre Verpflichtun-
gen nach dem Übereinkommen vorrangig und vollständig einzuhalten und die Wirksamkeit dieser Maß-
nahmen weiter zu prüfen; 

 13. unterstreicht die anhaltende Relevanz und Bedeutung der Bestimmungen des Artikels X des 
Übereinkommens, begrüßt die Aktivitäten der Organisation für das Verbot chemischer Waffen betreffend 
Hilfeleistung und Schutz gegen chemische Waffen, unterstützt weitere Anstrengungen der Vertragsstaaten 
wie auch des Technischen Sekretariats zur Förderung einer hohen Reaktionsbereitschaft bei Bedrohungen 
durch chemische Waffen, wie in Artikel X ausgeführt, begrüßt die Wirksamkeit und Effizienz der stärkeren 
Ausrichtung auf die volle Nutzung der regionalen und subregionalen Kapazitäten und Fachkenntnisse, ein-
schließlich der Nutzung der vorhandenen Ausbildungszentren; 

 14. nimmt mit Dank Kenntnis von der Einrichtung des Internationalen Unterstützungsnetzes für 
Opfer chemischer Waffen und eines freiwilligen Treuhandfonds zu diesem Zweck; 

 15. erklärt erneut, dass die Bestimmungen des Übereinkommens so umzusetzen sind, dass die 
wirtschaftliche oder technologische Entwicklung der Vertragsstaaten und die internationale Zusammenar-
beit bei Tätigkeiten auf chemischem Gebiet zu nach dem Übereinkommen nicht verbotenen Zwecken, ein-
schließlich des internationalen Austauschs von wissenschaftlichen und technischen Informationen sowie 
Chemikalien und Geräten zur Herstellung, Verarbeitung oder Verwendung von Chemikalien für nach dem 
Übereinkommen nicht verbotene Zwecke, nicht behindert werden; 

 16. unterstreicht, dass die umfassende Durchführung des Artikels XI des Übereinkommens den 
Aufbau von Kapazitäten in jedem Vertragsstaat und so die Fähigkeit der Vertragsstaaten stärkt, das Über-
einkommen vollständig durchzuführen, und unterstreicht in diesem Zusammenhang außerdem, wie wichtig 
Hilfe und der Aufbau nationaler Kapazitäten bei Tätigkeiten auf chemischem Gebiet für nach dem Über-
einkommen nicht verbotene Zwecke sind; 

 17. würdigt es, dass die Konferenz der Vertragsstaaten auf ihrer sechzehnten Tagung den Beschluss 
C-16/DEC.10 vom 1. Dezember 2011 über die Bestandteile eines vereinbarten Rahmens für die volle 
Durchführung des Artikels XI verabschiedet hat, und erkennt an, dass der Beschluss Anleitungen zur vol-
len, wirksamen und nichtdiskriminierenden Durchführung des Artikels XI gibt und Möglichkeiten für wei-
tere Arbeiten zur Förderung seiner Ziele aufzeigt; 

 18. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den laufenden Bemühungen, die die Organisation für 
das Verbot chemischer Waffen unternimmt, um das Ziel und den Zweck des Übereinkommens zu verwirk-
lichen, die volle Umsetzung seiner Bestimmungen sicherzustellen, namentlich derjenigen über die interna-
tionale Verifikation der Einhaltung des Übereinkommens, und als Forum für Konsultationen und die Zu-
sammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten zu dienen; 

 19. würdigt den auf der Dritten Überprüfungskonferenz geäußerten Wunsch, die Interaktion zwi-
schen der chemischen Industrie, der Wissenschaft, den Hochschulen und den Organisationen der Zivilge-
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sellschaft, die sich mit Fragen im Zusammenhang mit dem Übereinkommen befassen, zu verbessern und 
gegebenenfalls mit anderen maßgeblichen internationalen und regionalen Organisationen bei der Förderung 
der Ziele des Übereinkommens zusammenzuarbeiten; 

 20. begrüßt die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und der Organisation für das 
Verbot chemischer Waffen im Rahmen des Abkommens über die Beziehungen zwischen den Vereinten Na-
tionen und der Organisation133 im Einklang mit den Bestimmungen des Übereinkommens; 

 21. begrüßt außerdem die Verleihung des Friedensnobelpreises 2013 an die Organisation für das 
Verbot chemischer Waffen für ihre umfangreichen Anstrengungen zur Beseitigung chemischer Waffen; 

 22. beschließt, den Unterpunkt „Durchführung des Übereinkommens über das Verbot der Entwick-
lung, Herstellung, Lagerung und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waf-
fen“ unter dem Punkt „Allgemeine und vollständige Abrüstung“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer neu-
nundsechzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 68/46 

Verabschiedet auf der 60. Plenarsitzung am 5. Dezember 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 
158 Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 20 Enthaltungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/68/411, Ziff. 70)134: 

 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aser-
baidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, 
Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, 
Burkina Faso, Burundi, Cabo Verde, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo, 
Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dominikanische Republik, 
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Fidschi, Finnland, Gabun, Gambia, 
Georgien, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran 
(Islamische Republik), Irland, Island, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Ka-
sachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kiribati, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia, 
Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mar-
shallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, 
Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Ruanda, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé 
und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Sin-
gapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, 
Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tunesien, 
Turkmenistan, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Uruguay, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emira-
te, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zypern. 
 Dagegen: Frankreich, Russische Föderation, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte 
Staaten von Amerika. 
 Enthaltungen: Andorra, Arabische Republik Syrien, Belarus, China, Estland, Griechenland, Israel, Italien, Lett-
land, Monaco, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Spanien, Tadschikistan, Tschechische Re-
publik, Türkei, Ungarn, Usbekistan. 
 

68/46. Voranbringen der multilateralen Verhandlungen über nukleare Abrüstung 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 67/56 vom 3. Dezember 2012, mit der die Generalversammlung 
die Offene Arbeitsgruppe einsetzte, die Vorschläge dazu erarbeiten soll, wie die multilateralen Verhandlun-
gen über nukleare Abrüstung zur Herbeiführung und Erhaltung einer Welt ohne Kernwaffen vorangebracht 
werden können, 

______________ 
133 United Nations, Treaty Series, Vol. 2160, Nr. 1240. 
134 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Chile, Costa Rica, Dänemark, 
Georgien, Ghana, Honduras, Indonesien, Irland, Island, Kolumbien, Liechtenstein, Malta, Mexiko, Neuseeland, Nigeria, 
Österreich, Panama, Peru, Philippinen, Samoa, Schweiz, Slowenien, Trinidad und Tobago und Uruguay. 
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